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Im Kanton Zürich war strittig, ob der Sachverhalt, welcher
einer  fristlosen  Kündigung  eines  Tramführers  der
Verkehrsbetriebe  der  Stadt  Zürich  (VBZ)  zugrunde  lag,
rechtsgenügsam  abgeklärt  wurde.  Der  Bezirksrat  sah  den
Sachverhalt, auf den sich die VBZ bei ihrer Kündigung gestützt
hatte,  als  gegeben  an.  Dieser  Auffassung  konnte  das
Verwaltungsgericht des Kantons Zürich nicht folgen und legte
in seinem Entscheid dar, welche Anforderungen an das Vorgehen
der Arbeitgeberin gestellt werden.

Sachverhalt
Ein Fahrgast der VBZ beschwerte sich, dass der Fahrer des am
23. Januar 2016 um 17.24 Uhr ab der Haltestelle C Richtung
Haltestelle D verkehrenden Trams der Linie 01 während der
Fahrt sein Mobiltelefon bedient und nicht auf die Strasse
geachtet habe, weshalb das Tram mehrfach unnötig gebremst habe
und ständig ruckartig wieder schneller und langsamer geworden
sei. Mit Verfügung vom 28. Januar 2016 lösten die VBZ das
Arbeitsverhältnis  fristlos  auf.  Die  VBZ  begründeten  die
fristlose Entlassung damit, dass der Tramführer am 23. Januar
2016 um 17.24 Uhr von einem Fahrgast beobachtet worden sei,
wie er während der Fahrt mit dem Mobiltelefon hantiert habe.
Auf Einsprache des Tramführers hin bestätigte der Stadtrat von
Zürich am 28. September 2016 die fristlose Kündigung. Der
Tramführer erhob Rekurs beim Bezirksrat Zürich und verlangte,
dass die Kündigung aufzuheben und er an seiner bisherigen bzw.
an einer anderen zumutbaren Stelle weiter zu beschäftigen sei.
Mittels Eventualbegehrens verlangte er die Feststellung, dass
die fristlose Kündigung ungerechtfertigt sei und ihm der Lohn
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist sowie eine
angemessene Abfindung ausgerichtet werde.
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Der Bezirksrat betrachtet es als Tatsache, dass der Tramführer
am  23.  Januar  2016  während  der  Fahrt  an  seinem  Handy
herumhantiert habe. Er erachtete diesen Vorfall als erhebliche
Pflichtverletzung,  welche  aber  für  sich  allein  betrachtet
nicht derart schwer wiege, dass sie eine fristlose Kündigung
rechtfertige. Der Bezirksrat stellte somit mit Beschluss vom
1. November 2018 fest, dass kein wichtiger Grund für eine
fristlose  Kündigung  vorgelegen  habe.  Überdies  wurde  dem
Tramführer der Lohn für einen gewissen Zeitraum sowie eine
Entschädigung von zwei Monatslöhnen zugesprochen. Den Antrag
auf Weiterbeschäftigung wies der Bezirksrat ab. Gegen diesen
Beschluss  erhob  der  Tramführer  Beschwerde  beim
Verwaltungsgericht  des  Kantons  Zürich.

Entscheid (VB.2018.00807)
Das  Verwaltungsgericht  prüfte,  ob  der  Bezirksrat  diesen
Vorfall  zu  Recht  nicht  hinterfragt.  Vorab  erinnerte  das
Verwaltungsgericht an die Geltung des Untersuchungsgrundsatzes
im Verwaltungsverfahren. Danach soll die Behörde im Rahmen der
Sachverhaltsermittlung nach der materiellen Wahrheit bzw. nach
der wirklichen Sachlage forschen und sich nur auf Sachumstände
stützen, von deren Vorhandensein sie sich überzeugt hat. Die
VBZ hatten demnach die dem Beschwerdeführer zur Last gelegten
Verfehlungen in geeigneter Weise zu erstellen oder zumindest
alle  zumutbaren  Abklärungen  vorzunehmen.  Das
Verwaltungsgericht führte aus, dass die Beweislast für das
Vorliegen  hinreichender  Gründe  für  die  (arbeitgeberseitige)
Auflösung eines Anstellungsverhältnisses bei der Arbeitgeberin
liege. Die VBZ müssen beweisen, dass die Vorwürfe zutreffen,
namentlich, dass der Tramführer am 23. Januar 2016 während der
Fahrt an einem Mobiltelefon hantierte. Das Regelbeweismass der
vollen Überzeugung, wonach ein Beweis dann als erbracht gilt,
wenn die Entscheidinstanz nach objektiven Gesichtspunkten von
der  Richtigkeit  eines  Sachverhaltselements  überzeugt  ist,
gelte auch hier. Nur bei Beweisnot, d. h. wenn aufgrund der
Natur der Sache ein strikter Beweis bzw. die volle Überzeugung



nicht möglich oder nicht zumutbar ist, genüge das Beweismass
der überwiegenden Wahrscheinlichkeit.

Die  von  den  VBZ  im  Vorfeld  der  fristlosen  Entlassung
vorgenommenen  Sachverhaltsabklärungen  zum  Vorfall  vom  23.
Januar  2016  sind  nicht  geeignet,  ein  Fehlverhalten  des
Tramführers darzutun. Die VBZ durften ihre Kündigung nicht
einzig  auf  die  Kundenmeldung  stützen.  Diese  war  lediglich
geeignet, den Verdacht eines Fehlverhaltens des Tramführers zu
begründen. Gemäss Verwaltungsgericht weise die von den VBZ
vorgängig  zur  Kündigung  vorgenommene  Sachverhaltsabklärung
zwei  wesentliche  Mängel  auf:  Weder  wurden  die  angeblich
eingeholten  Informationen  zum  Fahrer  dokumentiert  noch  die
zeitlichen Angaben in der Kundenmeldung nachgeprüft. Mangels
einer geeigneten Personenbeschreibung stützten die VBZ ihren
Vorwurf somit einzig auf die Zeitangaben in der Kundenmeldung
bzw. darauf, dass anhand dieser Angaben sowie der Dienstpläne
und weiterer Aufzeichnungen darauf geschlossen werden könne,
dass  es  sich  beim  Fahrer  des  betreffenden  Trams  um  den
Beschwerdeführer gehandelt haben müsse.

Schliesslich wies das Verwaltungsgericht darauf hin, dass die
hier vorhandenen Beweisschwierigkeiten nicht objektiv bzw. in
der Natur der Sache begründet, sondern auf das Unterlassen
rechtzeitiger  Sachverhaltsermittlungen  oder  deren  genügende
Dokumentation durch die VBZ zurückzuführen seien. Aus diesem
Grund  rechtfertige  es  sich  vorliegend  nicht,  vom
Regelbeweismass  abzuweichen.

Das Verwaltungsgericht kam deshalb zum Schluss, dass die VBZ
den  Sachverhalt  nur  ungenügend  ermittelt  hätten  und  damit
ihrer  Untersuchungspflicht  nicht  nachgekommen  seien.  Die
fristlose  Kündigung  war  damit  ungerechtfertigt  und  der
Tramführer hatte Anspruch auf Weiterbeschäftigung.

Würdigung
Der  vorliegende  Entscheid  zeigt  anschaulich,  dass  der



Sachverhalt, welcher den Arbeitgeber zur Kündigung veranlasst,
nach dem Regelbeweismass der vollen Überzeugung erstellt sein
muss.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  läuft  der  Arbeitgeber  die
Gefahr, dass die Kündigung als nichtig qualifiziert wird und
dem Arbeitnehmer ein Weiterbeschäftigungsanspruch zusteht.

Folgerichtig  hat  das  Verwaltungsgericht  den  Entscheid  des
Bezirksrats aufgehoben. Es war nicht bewiesen, dass es der
fragliche  Tramführer  war,  welcher  in  der  Führerkabine  vom
Zeugen gesehen worden war.
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